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12. Oktober 2006

Pressemitteilung

Kreisgebietsreform und „Hartz IV“ unterfinanziert

Landkreistag sieht finanzielle Mindestausstattung gefährdet

„Ein erfolgreicher Start in die neuen Kreisstrukturen kann nur gelingen, wenn die Vorbereitung und Umsetzung der dringend hierfür notwendigen Maßnahmen finanziell abgesichert ist. Die aktuelle Entscheidung der Landesregierung, die Kommunalfinanzen pauschal zu kürzen, steht hierzu in klarem Widerspruch,“ erklärt Dr. Michael Ermrich, Präsident des Landkreistages Sachsen-Anhalt, heute anlässlich der Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt in Halberstadt. 

„Im Zuge der Kreisneugliederung entstehen allein bei der Informationstechnik Kosten von rd. 500.000 Euro je neuem Landkreis. Dies muss bei der Bemessung der Finanzausstattung durch das Land ab 2007 beachtet werden“, fordert Dr. Ermrich.

Die Landkreise sehen sich zusätzlich belastet durch die weiter steigenden Unterkunfts- und Heizungskosten für SGB II-Hilfeempfänger („Hartz IV“). Im laufenden Jahr liegen die kommunalen Ausgaben in jedem Monat höher als im Monat des Vorjahres. Für 2006 ist insgesamt mit Mehrkosten von rund 70 Mio. Euro gegenüber 2005 zu rechnen. 

„Angesichts dieser Kostenentwicklung würde sich allemal eine Beteiligung der Kommunen an den Steuermehreinnahmen des Landes im nächsten Jahr rechtfertigen, eine Kürzung jedenfalls nicht“, verweist Dr. Ermrich auf die Unausgewogenheit des vorliegenden Entwurfs eines Haushaltsbegleitgesetzes 2007. 

Die gleichzeitig seitens des Landes angekündigten Entlastungen kann der Landkreistag nicht erkennen. Die Summe der diskutierten Maßnahmen erreiche gerade einmal 1 % des Kürzungspotentials und könne den Kommunen daher finanziell nicht helfen. 

Der Landkreistag fordert daher Nachbesserungen beim Haushaltsbegleitgesetz 2007, mit denen die besonderen Belastungen der Landkreise aus der Kreisgebietsreform und „Hartz IV“ berücksichtigt werden. Auch wegen der vorgesehenen Beteiligung von 9,6 % (= 37 Mio. Euro) an den Aufwendungen des Landes für die überörtliche Sozialhilfe haben zwischenzeitlich die Hälfte aller 21 Kreistage Bedenken geäußert, ob die finanzielle Mindestausstattung der Landkreise noch gewährleistet ist. Sie haben daher beschlossen, die Chancen einer Verfassungsbeschwerde zu prüfen. 

 „Angesichts der prekären Finanzsituation von Land und Kommunen hilft es nicht, die Schulden zwischen den Ebenen zu verschieben. Wir brauchen endlich politische Entscheidungen darüber, was wir uns künftig noch leisten wollen und auf was wir leider verzichten müssen. Dieser Dialog muss dringend beginnen“, stellt Dr. Ermrich fest.

V. i. S. d. P.:

Geschäftsführer Theel, Telefon: 0391/5653110 u. 0172/3808291

	Albrechtstr. 7
39104 Magdeburg

Tel. (0391) 56 53 1 - 0

Fax (0391) 56 53 1 – 90

mail@lkt.komsanet.de

http://www.komsanet.de
Stadtsparkasse Magdeburg
Kto. 37 003 087 

BLZ 810 532 72

	



_1138768756.bin

